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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 1961 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als Aktenvortrag auszugeben. 
A. Zulässigkeit der Klage: Die Klage dürfte nur teilweise zulässig sein.  
I. Rechtsweg: Der Rechtsweg zu den Zivilgerichten ist eröffnet, da K einen gem. § 40 II 1, 1. Hs, 3. Var. VwGO mit Art. 34 I 3 GG den Zivilgerichten zugewiesenen 
Amtshaftungsanspruch aus § 839 I 1 BGB mit Art. 34 I GG geltend macht (vgl. Kopp/Schenke/Ruthig; VwGO, 25. Aufl. 2019, § 40 Rn. 70; Palandt/Sprau, BGB, 79. 
Aufl. 2020, 839 Rn. 86).   
II. Zuständigkeit: Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts (LG) Essen dürfte aus §§ 12, 17 ZPO folgen, da die Beklagte (B) ihren Sitz in Essen hat. Die örtliche 
Zuständigkeit dürfte auch auf § 32 ZPO gestützt werden können, (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, ZPO, 40. Aufl. 2019, § 32 Rn. 1). Da das Vorliegen einer unerlaubten 
Handlung als doppeltrelevante Tatsache sowohl für die Zulässigkeit als auch für die Begründetheit der Klage von Bedeutung ist, genügt es für die Zuständigkeit, wenn 
– wie hier in der Klageschrift geschehen – schlüssig Tatsachen behauptet werden, aus denen bei rechtlich zutreffender Würdigung eine unerlaubte Handlung folgt (vgl. 
Thomas/Putzo/Hüßtege, § 32 Rn. 16). Die sachliche Zuständigkeit des LG dürfte für den Anspruch wegen Verletzung einer Verkehrssicherungspflicht auf öffentlichen 
Straßen aus § 839 I 1 BGB mit Art. 34 I GG – unabhängig vom Streitwert – aus § 1 ZPO i.V.m. § 71 II Nr. 2 GVG folgen (Thomas/Putzo/Hüßtege, § 71 GVG Rn. 4; 
Palandt/Sprau, a.a.O.).  
III. Unbezifferter Schmerzensgeldantrag: Der auf die Zahlung eines angemessenen, nicht konkret bezifferten 
Schmerzensgeldbetrages gerichtete Klageantrag zu 2. dürfte einen hinreichend bestimmten Klageantrag gem. 
§ 253 II Nr. 2 ZPO darstellen. Ein nicht bezifferter Zahlungsantrag ist jedenfalls dann hinreichend bestimmt, wenn 
– wie hier – die Höhe des Anspruches von einer gerichtlichen Schätzung gem. § 287 I 1 ZPO abhängt, der Kläger 
die für die Schätzung maßgebliche Tatsachengrundlage darlegt und die ungefähre Größenordnung seiner 
Begehrensvorstellung angibt. Denn eine vorherige genaue Bezifferung des Anspruches ist K nicht möglich und 
angesichts des Kostenrisikos auch nicht zumutbar (vgl. Thomas/Putzo/Reichold, § 253 Rn. 12). 
IV. Feststellungsinteresse: Dagegen dürfte dem Klageantrag zu 3. vorliegend das erforderliche Feststellungsin-
teresse fehlen. Der Kläger (K) dürfte gem. § 256 I ZPO kein rechtliches Interesse an der mit dem Antrag zu 3. 
begehrten Feststellung haben. Ein solches dürfte im Falle der Verletzung eines absolut geschützten Rechtsguts 
hinsichtlich der Einstandspflicht des Schädigers für künftige Schäden zwar schon dann zu bejahen sein, wenn 
weitere Schadensfolgen – wenn auch nur entfernt – möglich, ihre Art und ihr Umfang oder sogar ihr Eintritt 
aber noch ungewiss sind, der Schädiger seine Verantwortlichkeit in Abrede stellt, und durch die Klageerhe-
bung einer drohenden Verjährung entgegengewirkt werden soll (vgl. BGH, NJW 2001, 1432; 
Thomas/Putzo/Reichold, § 256 Rn. 14). Hier dürfte es aber bereits an der auch nur entfernten Möglichkeit, dass K 
weitere Schäden entstehen, fehlen. K selbst hat vorgetragen, dass die ärztliche Behandlung abgeschlossen ist 
und lediglich eine dauerhafte – wenn auch eher leichtgradige – Beeinträchtigung in der rechten Schulter verbleibt, 
die zudem austherapiert ist. Es ist daher nicht ersichtlich, auf welchen konkreten Tatsachen sich begründen sollte, 
dass Schäden unbekannt sind und vielleicht zukünftig entstehen werden. A.A. mit entspr. Begr. wohl noch vertretbar. 
B. Objektive Klagehäufung: Die objektive Klagehäufung dürfte gem. § 260 ZPO zulässig sein. Die Ansprüche, für die insgesamt das LG Essen zuständig ist, werden in 
derselben Prozessart gegen dieselbe Beklagte geltend gemacht. 
C. Begründetheit der Klage: Die Klage dürfte nur teilweise begründet sein.  
I. Zahlungsanträge: K dürfte gegen B ein Anspruch auf (teilweise) Erstattung der Kosten für die Reparatur seines 
Fahrzeuges i.H.v. 1.500,- € sowie auf Zahlung eines Schmerzensgeld i.H.v. 5.000,- € aus § 839 I 1 BGB i.V.m. 
Art. 34 I GG zustehen. 
1. Beamter: Dem Amtshaftungsanspruch nach § 839 I 1 BGB i.V.m. Art. 34 I GG liegt der haftungsrechtliche 
Beamtenbegriff zugrunde, d.h. die Haftung setzt lediglich voraus, dass die betroffene Person in Ausübung eines 
öffentlichen Amtes gehandelt hat (Palandt/Sprau, § 839 Rn. 15). Hiernach können auch Mitarbeiter eines privaten 
Unternehmens Amtsträger im haftungsrechtlichen Sinne sein. Dies kommt auch dann in Betracht, wenn Private 
ohne beliehen zu sein als Verwaltungshelfer bei der Erledigung hoheitlicher Aufgaben tätig werden (st. Rspr.; 
BGH Urt. v. 09.10 2014 – III ZR 68/14, m.w.N.; Palandt/Sprau, § 839 Rn. 20). Dafür ist erforderlich, dass ein 
innerer Zusammenhang und eine engere Beziehung zwischen der Betätigung des Privaten und der hoheitli-
chen Aufgabe bestehen, wobei die öffentliche Hand in so weitgehendem Maße auf die Durchführung der Arbeiten 
Einfluss nimmt, dass der Private gleichsam als bloßes "Werkzeug" oder "Erfüllungsgehilfe" des Hoheitsträgers 
handelt und dieser die Tätigkeit des Privaten deshalb wie eine eigene gegen sich gelten lassen muss (BGH, 
a.a.O.). Die Mitarbeiter der A & S Sicherungs GmbH (G) handelten bei Aufstellung des Verkehrsschildes in Aus-
übung eines ihnen anvertrauten öffentlichen Amtes. G war mit der verkehrsbeschränkenden Anordnung gem. 
§ 45 II 1 i.V.m. VI StVO die "Verkehrssicherung" durch die Aufstellung des Verkehrszeichens sowie der übrigen 
Baustelleneinrichtungen und damit von B eine hoheitliche Aufgabe übertragen worden (BGH, Urt. v. 06.06.2019 – 
III ZR 124/18; OLG Hamm, Urt. v. 29.07.2015 – I-11 U 32/14). A.A. wohl noch vertretbar, sodass der Anspruch auch auf § 823 I BGB mit 
den §§ 31, 89 BGB (anderenfalls auf § 831 I BGB, vgl. Staudinger/Bernau, BGB, 2018, §  831 Rn. 108 „Staatliche Unternehmen“) gestützt werden können dürfte. 
2. Verletzung einer drittbezogenen Amtspflicht: G als Verwaltungshelfer dürfte eine gegenüber K wirkende 
Amtspflicht verletzt haben.  
a. Amtspflicht: B dürfte auch eine durch G wahrgenommene Verkehrssicherungspflicht für den Straßenverkehr 
oblegen haben. Die Verkehrsregelung mittels Verkehrszeichen (§ 45 StVO) dürfte eine hoheitliche Aufgabe 
darstellen (BGH, a.a.O.; Palandt/Sprau, § 839 Rn. 144). Es handelt sich – jedenfalls bei verkehrsbeschränkenden 
Verkehrsregelungen und -zeichen – um Maßnahmen der Eingriffsverwaltung, da die durch sie angeordneten 
Ge- und Verbote Verhaltensbefehle sind, die für die Verkehrsteilnehmer bindend sind (Palandt/Sprau, a.a.O). Die 
entsprechende Anordnung obliegt grds. den Straßenverkehrsbehörden (§ 45 III StVO) und im Ausnahmefall, wenn 
sie – wie hier – zur Durchführung von Straßenbauarbeiten erfolgt, den Straßenbaubehörden (§ 45 II 1, 4 StVO). 
b. Drittbezogenheit: Die Amtspflicht dürfte auch K als Dritter gegenüber bestehen, also nicht nur eine Pflicht 
gegenüber der Allgemeinheit oder der Behörde selbst sein (vgl. Palandt/Sprau, § 839 Rn. 43). Hierbei kommt es 
auf den Schutzzweck an, also darauf, ob die Vorschrift zumindest auch der Wahrnehmung der Interessen des 
Einzelnen dient (Palandt/Sprau, § 839 Rn. 44). Dies dürfte zu bejahen sein, da jeder Passant vor Gefahren, die 
aus einer Bewegung im öffentlichen Raum herrühren, zu schützen ist. Schließlich ist die Straße dem öffentlichen 
Verkehr gewidmet worden (§§ 1 S. 1, 2 I, 3 IV 1 u. 2 Nr. 2 StrWG NRW).  
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c. Verkehrssicherungspflichtverletzung: G dürfte eine Verkehrssicherungspflicht verletzt und dadurch die 
Beschädigung des PKWs sowie die Verletzungen des K verursacht haben. Danach ist derjenige, der eine Gefah-
renlage schafft, dazu verpflichtet, die notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um eine Schä-
digung anderer möglichst zu verhindern, wobei eine Verkehrssicherung, die jede Schädigung ausschließt, nicht 
zu erreichen und nach der berechtigten Verkehrsauffassung auch nicht zu erwarten ist und deshalb lediglich die 
Maßnahmen umfasst, die ein umsichtiger und verständiger, in vernünftigen Grenzen vorsichtiger Mensch unter 
Berücksichtigung der Schadenswahrscheinlichkeit und möglicher Schadensfolgen für notwendig und ausreichend 
hält, um andere vor Gefahren zu schützen (BGH NJW 2006, 2326; Palandt/Sprau, § 823 Rn. 51, § 839 Rn. 37 f.). 
Nach diesen Grundsätzen dürfte G aufgrund der Tatsache, dass bereits mehrere Tage vor dem Schadensereignis 
ein Sturm mit Windstärke 10 sowie einer Windgeschwindigkeit von über 100 km/h, angekündigt war, gehalten 
gewesen sein, dafür Sorge zu tragen, dass die Verkehrsschilder im Straßenraum ausreichend gegen ein Um-
stürzen bspw. durch das Einsetzen weiter Fußplattenelemente der Sandsäcke gesichert sind. Insbesondere war 
G bekannt, dass nach den ZTV-SA-Vorgaben die Fußplatten der Verkehrsschilder lediglich einer Windgeschwin-
digkeit von 65 km/h standhalten und somit bei höheren Windstärken – wie bereits Tage zuvor angekündigt – die 
konkrete Gefahr besteht, dass die Verkehrsschilder umkippen. B kann sich somit nicht darauf berufen, dass G die 
ZTV-SA-Vorgaben eingehalten habe. Diese dürften lediglich für die im Regelfall in Deutschland herrschenden 
Wetterlagen gelten und eine weitere Verkehrssicherungspflicht bei Sturmwarnung mit über Windstärke 10 begrün-
den und nicht ausschließen. Gerade das Aufstellen von Verkehrszeichen im öffentlichen Straßenraum, insbeson-
dere auf dem Gehweg, begründet die – hier realisierte – Gefahr, dass Verkehrsteilnehmer und Passanten durch 
unzureichend befestigte Verkehrsschilder verletzt werden können.  
3. Verschulden: G dürfte im Zusammenhang mit der von ihr begangenen Verkehrssicherungspflichtverletzung 
der Vorwurf der groben Fahrlässigkeit (Def. in: Palandt/Grüneberg, § 276 Rn. 14, § 277 Rn. 5) i.S.v. 276 II BGB 
zu machen sein. Aufgrund der bereits Tage vor dem Ereignis erfolgten konkreten Sturmwarnungen in allen Medien 
für den 16.04.2020, wäre G gehalten gewesen, ihre Verkehrseinrichtungen durch Sicherungen so zu verstärken, 
dass sie den angekündigten Windverhältnissen hätten standhalten können. Prüflinge dürften auch ebenso vertr. lediglich einfache 
Fahrlässigkeit der G annehmen können. Mangels anderweitiger Ersatzmöglichkeit, vgl. § 839 I 2 BGB (s.u.), dürfte diese ausreichend sein.  
4. Rechtsfolge: Auf Rechtsfolgenseite hat K gegen B einen Anspruch auf Ersatz seines durch die Verkehrssiche-
rungspflichtverletzung entstandenen (materiellen und immateriellen) Schadens. 
a. Materieller Schaden: Unstreitig kostet die Reparatur des beschädigten PKWs 2.000,- €. 
b. Mitverschulden: Der Anspruch dürfte jedoch aufgrund eines Mitverschuldens des K gem. § 254 I BGB zu 
kürzen sein. Eine solche Kürzung ist vorzunehmen, wenn der Geschädigte die Sorgfalt außer Acht lässt, die nach 
Lage der Sache erforderlich erscheint, um sich selbst vor Schaden zu bewahren (Palandt/Grüneberg, § 254 Rn. 1). 
K waren die Wetterverhältnisse aufgrund der bereits Tage zuvor erfolgten Sturmwarnung in allen Medien ebenfalls 
bekannt und K hat die Wetterverhältnisse an diesem Tag bei Abstellen seines PKWs bereits wahrgenommen. 
Dennoch hat er sein Fahrzeug circa einen Meter von dem mobilen Verkehrsschild entfernt auf dem Seitenstreifen 
geparkt. Zwar kann K als Verkehrsteilnehmer grds. darauf vertrauen, dass derartige Schilder so aufgestellt werden, 
dass sie einem Sturm standhalten, aber bei einem außergewöhnlich starken Sturm wie dem vorhergesagten und 
an diesem Tag herrschenden Sturm wirkten solche Kräfte, sodass K jedenfalls das Risiko hätte erkennen müssen, 
dass das mobile Schild umstürzen könnte, sodass die Höhe des Mitverschuldens im Vergleich zur Erheblichkeit 
der Verkehrssicherungspflichtverletzung der B mit 25 % zu bemessen sein dürfte. A.A. zur Höhe der Quote mit entspr. Begr. vertr. 
c. Immaterieller Schaden: Zum ersatzfähigen Schaden gehört auch die Zahlung eines angemessenen Schmer-
zensgelds nach § 253 II BGB. Angemessen dürfte ein Schmerzensgeld i.H.v. 5.000,- € sein. Die Bemessung des 
Schmerzensgeldes steht nach § 287 ZPO im freien Ermessen des Gerichts. Das Schmerzensgeld soll dem Aus-
gleich der erlittenen Beeinträchtigungen dienen und dem Genugtuungsbedürfnis des Geschädigten entsprechen 
(Doppelfunktion des Schmerzensgeldes, vgl. Palandt/Grüneberg, § 253 Rn. 4). Die Schmerzensgeldhöhe muss 
unter umfassender Berücksichtigung aller für die Bemessung maßgeblichen Umstände festgesetzt werden und in 
einem angemessenen Verhältnis zu Art und Dauer der Verletzung stehen. Hinsichtlich des Ausgleichs sind die 
Beeinträchtigungen der körperlichen Verfassung des Verletzten wie Schmerzen, Behandlungsdauer, dauer-
hafte Folgen, aber auch Folgen für die Freizeitgestaltung (Palandt/Grüneberg, § 253 Rn. 15 ff.) zu berücksichtigen. 
K hat sich sein linkes Schultergelenk gebrochen, als das Verkehrsschild auf ihn stürzte und musste sich einer 
Operation unterziehen. Zudem war ein einwöchiger Krankenhausaufenthalt nötig. Während dieser Zeit litt K unter 
erheblichen Schmerzen. K war einen Monat auf physiotherapeutische Hilfe angewiesen. Des Weiteren ist zu be-
achten, dass K eine dauerhafte leichte Bewegungseinschränkung in der linken Schulter zurückbehalten wird. Im 
Zusammenhang mit der Genugtuungsfunktion ist zu beachten, dass diese lediglich bei einfacher Fahrlässigkeit 
vollständig zurücktreten dürfte (vgl. Palandt/Grüneberg, a.a.O.), nicht jedoch bei – wie hier vorliegender – grober 
Fahrlässigkeit. Zudem dürfte der Rechtsgedanke aus § 254 BGB – ein wichtiger Bemessungsfaktor des Schmer-
zensgeldanspruchs, der abweichend vom Regelfall des § 254 BGB nicht zu einer quotenmäßigen Begrenzung des 
Anspruchs führt –, zu berücksichtigen sein (vgl. Palandt/Grüneberg, § 253 Rn. 20). A.A. zur Höhe des Schmerzensgelds vertr. 
Ausreichend, aber auch erforderlich – mangels Vorliegens einer Schmerzensgeldtabelle – dürfte sein, dass die Prüflinge anhand der im Sachverhalt genannten Bemes-
sungsfaktoren mit vertretbarer Argumentation zu einem angemessenen Schmerzensgeldbetrag gelangen. 
d. Haftungsausschluss: Eigene deliktische Ansprüche des K gegen G aus §§ 823, 31, 831 BGB dürften nicht in Betracht kommen, da eine Haftung der G gem. § 839 BGB 
i.V.m. Art. 34 S. 1 GG ausgeschlossen ist, da die Mitarbeiter der G in Ausübung eines ihnen anvertrauten öffentlichen Amtes gehandelt haben (s.o.) (vgl. BGH, Urt. 
09.10.2014 – III ZR 68/14). 
III. Der Zinsanspruch dürfte aus §§ 291, 288 I 2 BGB folgen und gem. § 187 I BGB analog seit dem 07.04.2020 bestehen, da B die Klage am 06.04.2020 zugestellt 
worden ist.  
D. Tenorierungsvorschlag: „Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 6.500,- € nebst Zinsen i.H.v. von fünf 
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 07.04.2020 zu zahlen. Die Klage im Übrigen wird 
abgewiesen.“ Die Entscheidung über die Kosten, die vorläufige Vollstreckbarkeit und den Streitwert sowie die Erteilung einer Rechtsbehelfsbelehrung sind erlassen. 


